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Kleine Anfrage 8614 
 
des Abgeordneten Dr. Werner Pfeil   FDP 
 
 
Antragsflut an Gerichten aufgrund des Einsatzes Künstlicher Intelligenz - was 
unternimmt die Landesregierung? 
 
 
Laut Pressemitteilung des Deutschen Richterbundes NRW vom 28.05.2026 ist nicht nur die 
Belastung in der Sozial- und Arbeitsgerichtsbarkeit zu hoch, sondern zudem ein Anstieg von 
etwa 10 % in drei Monaten gegenüber den Zahlen aus dem Jahr 2025 festzustellen. In den 
Sozialgerichten haben insbesondere durch KI generierte Anträge zu mehr Eilverfahren im 
Existenzsicherungsbereich geführt. Insgesamt führt die Nutzung von künstlicher Intelligenz 
durch Bürgerinnen und Bürger sowie die Anwaltschaft in allen Gerichtsbarkeiten zu deutlich 
umfangreicheren Schreiben und dadurch zu spürbarer Mehrarbeit.1 
 
Um dem entgegenzuwirken und zu vermeiden, dass die Verwaltung mit bürgerunfreundlichen 
Maßnahmen, wie dem Schließen digitaler Kanäle reagiert, wird darauf gedrängt, die seit 
Jahrzehnten vernachlässigte Verwaltungs-Digitalisierung voranzutreiben.2 Es helfe etwa, 
wenn sich Verbraucher bei mehr Verwaltungsschritten online ausweisen müssten, etwa mit 
einer sogenannten ID-Wallet.  
 
Es dürfe nicht der Anspruch einer Behörde sein, sich die Anfragen vom Hals zu halten oder 
auf KI-generierte Anträge mit KI-generierten Antworten zu reagieren. Vielmehr müsse man 
auch unter Nutzung von KI durchdigitalisieren, Identitätsprüfungen einbauen, 
Benutzeroberflächen strukturieren und Datenmanagement strukturieren.  
 
Im nächsten Schritt könne man schauen, ob KI auch in Ermessungsentscheidungen genutzt 
werden sollte. 
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie beurteilt die Landesregierung die Problematik KI-generierter Anträge und 

Schriftsätze in Bezug auf die Belastung der Gerichte in Nordrhein-Westfalen? 
 
2. Wie beurteilt die Landesregierung die im Rahmen des erforderlichen Vorantreibens der 

Digitalisierung in der Verwaltung vorgeschlagenen Maßnahmen? 

 
1 https://www.drb-nrw.de/nachrichten-1/meldungen-des-
landesverbandes/nachricht/news/presseerklaerung-vom-28052026, letzter Zugriff: 19.08.2026 
2 DIE ZEIT vom 18. August 2026:  Antragsflut - KI-Modelle fordern Gerichte und Behörden, abgerufen 
unter https://www.zeit.de/news/2026-08/18/antragsflut-ki-modelle-fordern-gerichte-und-behoerden, 
letzter Zugriff: 19.08.2026 
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3. Werden solche bereits in Nordrhein-Westfalen erprobt respektive umgesetzt? 
 
4. Welche weiteren Maßnahmen plant die Landesregierung, um der durch die Nutzung von 

KI generierten Mehrarbeit der Gerichte und der Verwaltung zu begegnen? 
 
5. Wie beurteilt die Landesregierung den Einsatz von KI für einfache 

Ermessenentscheidungen nach aktuellem Stand? 
 
 
 
Dr. Werner Pfeil  
 


